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\., \ PRÄSIDENTENKONFERENZ 

� 1?ER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
"'QSTERREICHS 

Rn das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1010 Wien 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: 

GütriHt Gr;;,��r�:T'7,�:>rrWts' �'�: 

-". #', �. ,- .AI ,/ LI . ............ ;ru." .. Gi::/19, .... �, 
Datum:" 6. r:::'v. 1932 

Verteilt ,t�.·" . . �9.�� ...!��.� .. 

��k/�t 
Wien/ am 4.11.1992 

Unser Zeichen: 

S -1092/Sch 

Durchwahl: 

478 

Betret-f': Entwurf' eines Bundesgesetzes" mi t dem das Verbre­
chensopf'ergesetz ge�ndert wird (EWR-Rechtsref'ormJ 

Die Pr�sidentenkonf'erenz der Landwirtschaf'tskammern iJ'ster-

reichs beehrt sieh, dem Pr�sidium des Nationalrates die 

beiliegenden 25 Abschrif'ten ihrer Stellungnahme zum Entwurf' 

eines Bundesgesetzes/ mit dem das Verbrechensopf'ergesetz 

ge�ndert wirä (EWR-Rechtsref'orm) mit der Bitte um Kenntnis­

nahme zu überreichen. 

Für den GeneraLsekret�r: 

gez. Dr. Schuberth 

25 Beilagen 
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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
filER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

Rn das 

Bundesministerium für Rrbeit 

und 50ziales 

5tubenring 

10tO Wien 

Ihr Zeichen/5chreiben vom: 

41.010/4-8/1992 16.10.1992 

Wien., am .1.1'. 1992 

Unser Zeichen: 
5-1D92/5ch 

Durchwahl: 
418 

Betreff: Entwurf eines BundesgesetzesJ mit dem das Verure­
chensopfergesetz geändert wird (EWR-Rechtsreform) 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern öster-

reichs beehrt sichJ dem Bundesministerium far Rrbeit und 

50ziales mitzuteilenJ daß sie gegen den vorliegenden Entwurf 

einer NoveLle zum Verurechensopfergesetz im HinbLick auf 

die Verpflichtungen österreichs aus dem EWR-Vertrag (Rrt. 4) 

grundsätzLich keine Einwendungen zu erheben hat. 

Rngeregt wird, im 5inne einer echten Gegenseitigkeit den 

Wirksamkeitsbeginn der Neuregelung durch folgende Ergänzung 

der Z. 3 wie folgt zu präzisieren: 

"§ 16 Rus. 3 lautet: (3) § 1 Rus. 7 ist anzuwenden) wenn 

eii e HandL ung im 5i nne des § 1 Rb.5. 2 nach dem 3'1. Dezember 

1992 gesetzt worden ist und ab dem ZeitpunktJ in dem bster­

reichische 5taatsbarger im Heimatstaat des AusLänders eine 

gleichartige staatliche Leistung erhaL ten warden. " 
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25 Rbschrirten dieser Stellungnahme werden wunschgem�ß 

gleichzeitig dem Pr�sidium des Nationalr'ates zugeleitet. 

Der Pr.3si (jen t: Der Generalsekret�r: 
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